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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Christa Luft, Klaus-Jürgen Warnick, Dr. Gregor Gysi und der 
Gruppe der PDS 


Erhalt des Wohnblockes Luisenstraße/Ecke Schiffbauerdamm in der 
Bundeshauptstadt Berlin 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1 . zu gewährleisten, daß der bundeseigene Wohnblock in der Lui- 
senstraße/Ecke Schiffbauerdamm in der Bundeshauptstadt 
Berlin mit seinen 162 Wohnungen weder kurz- noch mittelfri- 
stig abgerissen oder anderweitig zweckentfremdet wird; 

2. mittels Sozialplanverfahren den Schutz der Mieterinnen und 
Mieter während der Bauzeit im gesetzlich vorgesehenen Um- 
fang sicherzustellen. 


Bonn, den 3. Juni 1997 

Dr. Christa Luft 
Klaus-Jürgen Warnick 
Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Der Wohnblock „Luisenstraße" wurde 1990 fertiggestellt (Kosten 
ca. 20 Mio. DM) und wird als Eigentum des Bundes vom Bundes- 
vermögensamt Berlin II bzw. der Treuhandstelle des Verbandes 
Berliner und Brandenburgischer Wohnungsunternehmen GmbH 
(BBT) verwaltet. 

Der Wohnblock ist Bestandteil der städtebaulichen Entwicklungs- 
maßnahme für den Aufbau des Parlaments- und Regierungsvier- 
tels - verantwortlich für dieses Entwicklungsgebiet sind die Deut- 
sche Stadtentwicklungsgesellschaft (DSK) als Entwicklungsträger 
für die Stadt Berlin (Finanzierung: 64 % Bund, 36 % Land Berlin) 
und die Bundesbaugesellschaft Berlin (BBB), welche im Auftrag 
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des Bundes handelt (Finanzierung: 100 % Bund). Entsprechend 
den §§ 137, 138, 165 ff. Baugesetzbuch ist die Beteiligung und Mit- 
wirkung der Betroffenen - also auch der Mieterinnen und Mieter 
des Wohnblockes - an der Entwicklungsmaßnahme (nicht nur die 
Information!) zu gewährleisten. 

Trotz der nunmehr zweieinhalb Jahre anhaltenden Proteste wer- 
den die Mieterinnen und Mieter sowie ihre gewählten Stadtteil- 
vertretungen nicht entsprechend den gesetzlichen Maßgaben in 
die sie betreffenden Vorgänge einbezogen. So erfahren sie Vor- 
haben z. T. erst aus der Presse, z. B. die Planungen zum Er- 
schließungstunnel am 13. September 1995 (erst am 11. Dezember 
1995 gibt es dazu auf Drängen der Stadtteilvertretung ein Podi- 
umsgespräch mit Vertretern des Deutschen Bundestages, der BBB 
und des Senates). 

Auf einen Brief der Mieterinnen und Mieter vom 6. September 1996 
antwortet der Abgeordnete des Deutschen Bundestages, Dr. 
Dietmar Kansy, am 15. Oktober 1996 „daß sich für die Anwohner 
die Lebensqualität nach Vollendung der Baulichkeiten des Parla- 
mentsbereiches nicht verschlechtern wird . . . Während der Bauzeit 
werden auf die unmittelbaren Nachbarn nicht vermeidbare Bela- 
stungen zukommen. Wir als Deutscher Bundestag werden darauf 
hinwirken, daß diese Belastungen minimiert werden und auf kei- 
nen Fall Gefahrensituationen auftreten. " Auch das Mitglied der 
Baukommission Peter Conradi versichert in seinem Antwort- 
schreiben vom 13. September 1996 im Zusammenhang mit dem 
Tunnelbau: „Niemand beabsichtigt, den von Ihnen bewohnten 
Block , leerzuwohnen, um ihn später abreißen zu können . . 

Vorschläge der Stadtteilvertretung mit Alternativen zum Tunnel 
sowie zu den B-Plänen bleiben ohne Antwort. Auf der Bürgerver- 
sammlung am 5. November 1996 folgen weitere Zusagen von den 
Verantwortlichen der Baumaßnahmen gegenüber den Mieterin- 
nen und Mietern. 

Am 25. November 1996 beginnt eine Mieterbefragung durch die 
Arbeitsgemeinschaft für Sozialplanung und angewandte Stadtfor- 
schung (AG SPAS), deren Ergebnisse auf Grund der Art und Wei- 
se der Befragung als äußerst fragwürdig angesehen werden müs- 
sen. 

Wenig später, am 11. Februar 1997 schreibt der Berhner Bausena- 
tor Kleemann an Dr. Dietmar Kansy; „Die Schaffung einer end- 
gültigen Zufahrt zum unterirdischen Erschließungstunnel ist un- 
trennbar mit dem Abriß des Wohnblocks verknüpft. " 

In einem Brief des Vorsitzenden der Baukommission des Ältesten- 
rates an die Abgeordnete des Deutschen Bundestages, Dr. Christa 
Luft, vom 24. April 1997 erklärt Dr. Dietmar Kansy „für die Bau- 
kommission des Bundestages, und damit stellvertretend für den 
ganzen Bundestag" u. a. „Die Umsetzung der städtebaulichen Idee 
von Axel Schuhes ,Band des Bundes' durch die Bauleitplanung 
Berlins hat den Deutschen Bundestag für seine Neubauvorhaben 
auf eine sehr enge Fläche gebracht, deren Ausnutzung zur Fer- 
tigstellung des Programms unvermeidlich ist. Nach Vorliegen des 
ersten Vorentwurfs des Architekten Braunfels für den sog. 
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Luisenblock hat die Baukommission den Architekten aufgefordert, 
das Bauwerk zu verkleinern und ausreichend Raum zwischen dem 
erwähnten Wohnblock und unseren Bundestagsgebäuden zu las- 
sen. Die Präsidentin und ich haben darüber hinaus wiederholt er- 
klärt, daß der Deutsche Bundestag seine Planungen darauf aus- 
richtet, daß der Wohnblock bestehen bleibt, unabhängig davon, 
wie die Diskussion in der Berliner Politik darüber geführt wird. " 

Obwohl die Bauarbeiten in unmittelbarer Nähe des Wohnblockes 
in Kürze beginnen sollen, sind die Schutzmaßnahmen für die Be- 
wohnerinnen und Bewohner noch immer nicht geklärt. Ohne die- 
se werden aber die Bauarbeiten nicht beginnen können. Auch die 
Grundlage für ein Sozialplanverfahren ist noch nicht bekannt. 

Der Gemeinsame Ausschuß von Bundesregierung und Berliner Se- 
nat beschoß in seiner 11. Sitzung am 28. Mai 1997: „Der Gemein- 
same Ausschuß ist der Auffassung, daß es nicht sinnvoll ist, das 
östlich des Luisenblocks an der Luisenstraße gelegene Wohnge- 
bäude auf Dauer zu erhalten. Der Gemeinsame Ausschuß emp- 
fiehlt, insofern das Gespräch unmittelbar mit dem Vorsitzenden 
der Baukommission des Deutschen Bundestages zu suchen und 
mögliche Konsequenzen gemeinsam mit der Baukommission zu 
ziehen. 

Dieser Beschluß und die damit verbundenen Presseveröffentli- 
chungen stehen im Gegensatz zu den bisher geäußerten Aussa- 
gen von Vertretern und Gremien des Deutschen Bundestages und 
führen zu einer weiteren Verunsicherung der betroffenen rd. 450 
Mieterinnen und Mieter dieses Gebäudes. Ein klares, verbindli- 
ches Votum des Deutschen Bundestages ist deswegen unerläßhch. 
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